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Förderung der Wahlbeteiligung bei den Integrationsratswahlen 
Antrag des Integrationsratsvorsitzenden, Herrn Tuzlacik, vom 22.05.2025 
 

 
Beschlussvorschlag 
 
entfällt 
 

 
Erläuterungen: 
 
1. Zielsetzung 

Die Zielsetzung ergibt sich aus dem als Anlage beigefügten Antrag. 
 

2. Sachverhalt 

 Der Vorsitzende des Integrationsrates hat in seinem Antrag vom 22.05.25 die Verwaltung gebeten, Maßnah­
men zur Steigerung der Wahlbeteiligung bei den Integrationsratswahlen am 14.09.2025 umzusetzen. Hierzu 
wird die Verwaltung u.a. aufgefordert, gezielte Öffentlichkeitskampagnen zu starten sowie Kooperationen mit 
Migrantenorganisationen einzugehen. 

 
 Stellungnahme der Verwaltung: 
 Für die öffentliche Verwaltung besteht im Vorfeld von Wahlen eine Neutralitätspflicht. Aufgrund der Neutrali­

tätspflicht ist es der Verwaltung verboten, sich in amtlicher Funktion im Hinblick auf Wahlen mit politischen 
Parteien oder Wahllisten zu identifizieren und sie unter Einsatz staatlicher Mittel zu unterstützen oder zu be­
kämpfen. Insbesondere ist es ihnen untersagt, durch Werbung die Entscheidung der Wählerinnen und Wähler 
zu beeinflussen. 

 Die Verwaltung verweist daher auf die öffentliche Bekanntmachung vom 16.05.2025. Dieser sind die Formalien 
für die Integrationsratswahl zu entnehmen. 
Sollte darüber hinaus weiterer Informationsbedarf bestehen, können sich Interessenten gerne an den Leiter 
des Wahlbüros wenden. 
 

3. Alternativen/Einsparpotenziale (Prüfung einer kostengünstigeren Aufgabenerledigung einschl. 
der Möglichkeit der interkommunalen Zusammenarbeit) 

entfällt 
 

4. Darstellung der Auswirkungen auf den Ergebnisplan, den Finanzplan und die Bilanz (lfd. Haus­
haltsjahr und Folgejahre, inkl. Folgekosten bei Investitionen) 

entfällt 
 

5. Darstellung der klimaschutzrelevanten Auswirkungen (ab 1. Quartal 2021) 

entfällt 
 

6. Bürgerbeteiligung 

entfällt 
 

7. Überprüfung der Zielerreichung (Messinstrumente und –zeitpunkt) 

entfällt 
 




